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A. Priiffungsauftrag

Aufgrund unserer Wahl zum Abschlusspriifer des
Eigenbetrieb Klinikum Stuttgart, Stuttgart
(im Folgenden auch "Klinikum" oder "Eigenbetrieb" genannt)

erteilte uns die Landeshauptstadt Stuttgart den Auftrag, den Jahresabschluss des Eigenbetriebs
fiir das Geschéftsjahr vom 1. Januar bis 31. Dezember 2017 unter Einbeziehung der Buchfithrung
und den Lagebericht fiir dieses Geschéftsjahr gemaR 8§ 316 ff. HGB zu priifen. Auftragsgemaf
und in Ubereinstimmung mit den Vorgaben nach § 17a Abs. 7 Satz 2 KHG wurde der Umfang der

Jahresabschlusspriifung erweitert.

. Die Priifung erstreckt sich demnach auch auf die vom Eigenbetrieb nach § 17a Abs. 7 Satz 2 KHG
erstellte und als Anlage I beigefiigte Aufstellung fiir das Geschéftsjahr 2017 iiber die Einnahmen
aus dem Ausgleichsfonds des Bundeslands Baden-Wiirttemberg (im Folgenden auch die “Einnah-
men®) und die in Rechnung gestellten Ausbildungszuschlége, iiber die Erlosabweichungen zum
vereinbarten Ausbildungsbudget und iiber die zweckgebundene Verwendung der Einnahmen (im

Folgenden auch die “Aufstellung®).

. Uber Art und Umfang sowie {iber das Ergebnis unserer Priifung erstatten wir diesen Vermerk an-
hand der Vorgaben des IDW Priifungshinweises: Vermerk des Abschlusspriifers nach § 17a Abs. 7
Satz 2 KHG (IDW PH 9.420.4), dem die von uns beurteilte Aufstellung als Anlage beigefiigt ist.

. Wir weisen darauf hin, dass sich dieser Vermerk nur auf die Priifung der Einnahmen aus dem
Ausgleichsfonds des Bundeslands Baden-Wiirttemberg und die in Rechnung gestellten Ausbil-
dungszuschlage, tiber die Erlésabweichungen zum vereinbarten Ausbildungsbudget und iiber die
zweckgebundene Verwendung der Einnahmen nach § 17a Abs. 7 Satz 2 KHG bezieht. Im Hinblick
auf die Priifung des Jahresabschlusses zum 31. Dezember 2017 und des Lageberichts fiir das Ge-
schiftsjahr 2017 verweisen wir auf unseren Bericht (Nr. 0.0848195.001) vom 18.Mai 2018.

. Von den gesetzlichen Vertretern sowie von diesen beauftragten Mitarbeitern des Eigenbetriebs

sind uns alle verlangten Aufklarungen und Nachweise erbracht worden.

Die gesetzlichen Vertreter des Eigenbetriebs haben uns eine berufsiibliche Vollstdndigkeitserkla-

rung beziiglich unserer Priifung erteilt.
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B. Gegenstand, Art und Umfang der Priifung

6. Die Abschlusspriifung wurde auftragsgemal$ erweitert. Gegenstand im Rahmen der Abschluss-

priifung war daher auch die beigefiigte Aufstellung.

1. Nach § 17a Abs. 3 KHG wird fiir ausbildende Krankenhé&user die Finanzierung der Ausbildungs-
statten sowie der Mehrkosten der Ausbildungsvergiitungen in einem krankenhausindividuellen
Ausbildungsbudget vereinbart. Der Krankenhaustréger hat gemél3 § 17a Abs. 7 Satz 2 KHG eine
vom Abschlusspriifer bestétigte Aufstellung fiir das abgelaufene Jahr {iber die Einnahmen aus
dem Ausgleichsfonds des Bundeslands Baden-Wiirttemberg und die in Rechnung gestellten Aus-
bildungszuschlige, iiber die Erlésabweichungen zum vereinbarten Ausbildungsbudget und iiber

die zweckgebundene Verwendung der Einnahmen vorzulegen.

8. Bei der Durchfiihrung unserer Priifung haben wir soweit anwendbar die Vorgaben des IDW Prii-
fungsstandards: Zum erweiterten Umfang der Jahresabschlusspriifung von Krankenhausern nach
Landeskrankenhausrecht (IDW PS 650) und des IDW Priifungshinweises: Vermerk des Abschluss-
priifers nach § 17a Abs. 7 Satz 2 KHG (IDW PH 9.420.4) beachtet. Danach haben wir die Berufs-
pflichten einzuhalten und die Priifung so zu planen und durchzufiihren, dass hinreichende Si-
cherheit dariiber erlangt wird, ob die Aufstellung iiber die Einnahmen aus dem Ausgleichsfonds
des Bundeslands Baden-Wiirttemberg, die in Rechnung gestellten Ausbildungszuschldge und
tiber die Erlosabweichungen zum vereinbarten Ausbildungsbudget sowie iiber die zweckgebun-

dene Verwendung der Einnahmen zutreffend ist.

9. Eine Priifung beinhaltet die Durchfiihrung von Priifungshandlungen, um Priifungsnachweise fiir
die Angaben in der Aufstellung zu erlangen. Die Auswahl der Priifungshandlungen liegt im
pflichtgemél3en Ermessen des Wirtschaftspriifers. Im Rahmen unserer Priifung haben unter ande-

rem folgende Priifungshandlungen durchgefiihrt:

Wir haben uns ein Verstdndnis zur Geschéftstatigkeit und tiber das wirtschaftliche und rechtliche
Umfeld des Eigenbetriebs verschafft. Weiterhin haben wir die eingerichteten Verfahren und Mal3-
nahmen zur Gewéhrleistung eines ordnungsgeméafen Nachweises der Angaben zur Finanzierung
des Mehraufwands fiir Ausbildungsstatten und Ausbildungsvergiitungen nach § 17a KHG beur-
teilt. Wir haben die Angaben iiber die Einnahmen aus dem Ausgleichsfonds des Bundeslands Ba-
den-Wiirttemberg und den Erlésen aus in Rechnung gestellten Ausbildungszuschligen fiir den
Zeitraum vom 01.01.2017 bis 31.12.2017 mit den Erloskonten in der Buchfiihrung des Eigenbe-
triebs mit Buchungsstand zum 18. Mai 2018 abgestimmt. Zudem haben wir die in dem Nachweis
angegebenen Einnahmen aus dem Ausgleichsfonds des Bundeslands Baden-Wiirttemberg mit der
Budgetvereinbarung zwischen dem Eigenbetrieb und den Kostentrdgern vom 12. Dezember 2017
abgestimmt. Wir haben Einsicht in Arbeits- und Ausbildungsvertrage, Beschaftigungsstatistiken
sowie sonstige Unterlagen aus der Personalbuchfiihrung des Eigenbetriebs mit Buchungsstand

zum 18. Mai 2018 hinsichtlich Betriebszugehorigkeit und Dienstgruppe genommen und damit
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einhergehend die resultierenden Personalstellen mit der angegebenen Anzahl an Voll- bzw. Teil-
zeitkrédften abgestimmt. Wir haben die Entwicklung der Lohnkosten anhand von monatlichen
Lohnjournalen nachvollzogen und die rechnerische Richtigkeit der in dem Nachweis angegebe-
nen durchschnittlichen Personalkosten fiir Auszubildende im Zeitraum vom 01.01.2017 bis
31.12.2017 iiberpriift. Des Weiteren haben wir in die uns zur Verfiigung gestellten Geschaftsun-
terlagen, Belege und interne Statistiken Einsicht genommen und die zweckentsprechende Ver-
wendung der Einnahmen aus dem Ausgleichsfonds des Bundeslands Baden-Wiirttemberg zur Fi-
nanzierung des Mehraufwands fiir Ausbildungsvergiitungen im Zeitraum vom 01.01.2017 bis
31.12.2017 anhand monatlicher Gehaltsabrechnungen, Zahlungsanweisungen und Kontoauszii-

gen sowie vorgelegter Kostenstellenauswertungen des Eigenbetriebs nachvollzogen.

Wir sind der Auffassung, dass die von uns erlangten Priifungsnachweise ausreichend und ange-

messen sind, um als Grundlage fiir unser Urteil zu dienen.
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C. Erteilung des Vermerks des Abschlusspriifers

10. Nach dem abschlieRenden Ergebnis unserer Priifung erteilen wir mit Datum vom 18. Mai 2018

den folgenden Vermerk:

Vermerk des Abschlusspriifers nach § 17a Abs. 7 Satz 2 KHG zur Vorlage an die Vertragspartner
nach § 18 Abs. 2 KHG

An den Eigenbetrieb Klinikum Stuttgart, Stuttgart

Als Abschlusspriifer des Eigenbetriebs Klinikum Stuttgart, Stuttgart, fiir das Geschéftsjahr vom
01.01.2017 bis 31.12.2017 haben wir im Rahmen unserer Abschlusspriifung geméls § 17a Abs. 7
Satz 2 KHG die Aufstellung des Eigenbetriebs iiber die Einnahmen aus dem Ausgleichsfonds des
Bundeslands Baden-Wiirttemberg, die in Rechnung gestellten Ausbildungszuschlége, die Erlosab-
weichungen zum vereinbarten Ausbildungsbudget und die zweckgebundene Verwendung der
Einnahmen gepriift. Die Anfertigung der Aufstellung geméf} § 17a Abs. 7 Satz 2 KHG liegt in der
Verantwortung der gesetzlichen Vertreter des Eigenbetriebs. Unsere Aufgabe ist es, auf der
Grundlage der von uns durchgefiihrten Priifung eine Beurteilung {iber die Aufstellung abzuge-

ben.

Im Rahmen der Priifung des Jahresabschlusses nach § 317 HGB unter Beachtung der vom Institut
der Wirtschaftspriifer (IDW) festgestellten deutschen Grundsitze ordnungsgemal3er Abschluss-
priifung ist die Priifung so zu planen und durchzufiihren, dass mit hinreichender Sicherheit beur-
teilt werden kann, ob die Anforderungen erfiillt wurden, die sich aus der Erweiterung des Prii-
fungsgegenstandes nach § 17a Abs. 7 Satz 2 KHG ergeben. Wir sind der Auffassung, dass unsere

Priifung eine hinreichend sichere Grundlage fiir unsere Beurteilung bildet.

Aufgrund der bei der Priifung gewonnen Erkenntnisse bestatigen wir, dass die Aufstellung iiber
die Einnahmen aus dem Ausgleichsfonds des Bundeslands Baden-Wiirttemberg, die in Rechnung
gestellten Ausbildungszuschlédge und die Erlésabweichungen zum vereinbarten Ausbildungs-

budget sowie iiber die zweckgebundene Verwendung der Einnahmen zutreffend ist.

Diesen Vermerk erteilen wir auf der Grundlage des uns erteilten Auftrags. Dieser begrenzt unsere
Haftung nach Maf3gabe des § 323 HGB. Wir erteilen diesen Vermerk zugunsten der Vertragspar-
teien nach § 18 Abs. 2 KHG unter der Voraussetzung, dass die Vertragsparteien nach § 18 Abs. 2

KHG diese Haftungsbegrenzung auch sich gegeniiber gelten lassen.
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Wir erstatten diesen Vermerk auf Grundlage des mit dem Eigenbetrieb geschlossenen Auftrags,
dem auch mit Wirkung gegeniiber Dritten die diesem Vermerk beigefiigten Allgemeinen Auf-
tragsbedingungen fiir Wirtschaftspriifer und Wirtschaftspriifungsgesellschaften vom 1. Januar

2017 zugrunde liegen.

Stuttgart, den 18. Mai 2018

PricewaterhouseCoopers GmbH
Wirtschaftspriifungsgesellschaft

-

Anita Botzenhardt ppa. Alexander Ecker
Wirtschaftspriiferin Wirtschaftspriifer

0.0848195.001



Klinikum Stuttgart 28.03.2018

Ausbildungsfinanzierung: Nachweis der Einnahmen aus abgerechneten Ausbildungs-
zuschldgen 2017 und der zweckentsprechenden Verwendung des Ausbildungsbudgets 2017
durch den Wirtschaftspriifer

A. 1. Einnahmen aus abgerechneten Ausbildungszuschldgen 2017 insgesamt

85.728 106,50 € 9.130.032,00 €

B. 2. tatsachliche jahresdurchschnittliche Schillerzahl 2017 in Vollkraften gesamt und
gegliedert nach Ausbildungsgéngen

Krankenpflege 290,75
Kinderkrankenpflege 143,50
Didtassistent 29,25
Hebamme 50,50
MTA-Labor 93,75
MTA-Radiologie

Ge

B. 3. Anzahi der festangesteliten Lehrkréfte in Vollkraften
68,32

B. 4. Anzahl der Honorarkrafte
270

B. 5. gehaltene Stunden der Honorarkrafte
5.296,60

Nachtridgliche Einnahmen in 2017 aus abgerechneten Ausbildungszuschiigen 2016 insgesamt

C. 8. Nachtragliche Einnahmen aus abgerechneten Ausbildungszuschldgen 2016 insgesamt

W avieesy

(Stempel) Datum, Unterschrift Geschaftsfihrung
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Allgemeine Auftragsbedingungen

fur

Wirtschaftspriufer und Wirtschaftsprifungsgesellschaften
vom 1. Januar 2017

1. Geltungsbereich

(1) Die Auftragsbedingungen gelten fur Vertrage zwischen Wirtschaftsprifern
oder Wirtschaftspriifungsgesellschaften (im Nachstehenden zusammenfas-
send ,Wirtschaftspriifer* genannt) und ihren Auftraggebern Uber Prufungen,
Steuerberatung, Beratungen in wirtschaftlichen Angelegenheiten und sonsti-
ge Auftrage, soweit nicht etwas anderes ausdricklich schriftlich vereinbart
oder gesetzlich zwingend vorgeschrieben ist.

(2) Dritte kénnen nur dann Anspriiche aus dem Vertrag zwischen Wirt-
schaftspriifer und Auftraggeber herleiten, wenn dies ausdrucklich vereinbart
ist oder sich aus zwingenden gesetzlichen Regelungen ergibt. Im Hinblick auf
solche Anspriiche gelten diese Auftragsbedingungen auch diesen Dritten
gegeniber.

2. Umfang und Ausfuhrung des Auftrags

(1) Gegenstand des Auftrags ist die vereinbarte Leistung, nicht ein bestimm-
ter wirtschaftlicher Erfolg. Der Auftrag wird nach den Grundsatzen ordnungs-
maRiger Berufsausiibung ausgefihrt. Der Wirtschaftsprifer tbernimmt im
Zusammenhang mit seinen Leistungen keine Aufgaben der Geschaftsfiih-
rung. Der Wirtschaftsprifer ist fir die Nutzung oder Umsetzung der Ergebnis-
se seiner Leistungen nicht verantwortlich. Der Wirtschaftspriifer ist berechtigt,
sich zur Durchfiihrung des Auftrags sachverstéandiger Personen zu bedienen.

(2) Die Berucksichtigung auslandischen Rechts bedarf — auBer bei betriebs-
wirtschaftlichen Priifungen — der ausdrucklichen schriftlichen Vereinbarung.

(3) Andert sich die Sach- oder Rechtslage nach Abgabe der abschlieRenden
beruflichen AuRerung, so ist der Wirtschaftspriifer nicht verpflichtet, den
Auftraggeber auf Anderungen oder sich daraus ergebende Folgerungen
hinzuweisen.

3. Mitwirkungspflichten des Auftraggebers

(1) Der Auftraggeber hat dafur zu sorgen, dass dem Wirtschaftsprufer alle fur
die Ausfuhrung des Auftrags notwendigen Unterlagen und weiteren Informa-
tionen rechtzeitig Gbermittelt werden und ihm von allen Vorgangen und
Umstanden Kenntnis gegeben wird, die fur die Ausfihrung des Auftrags von
Bedeutung sein koénnen. Dies gilt auch fur die Unterlagen und weiteren
Informationen, Vorgéange und Umsténde, die erst wahrend der Tatigkeit des
Wirtschaftsprifers bekannt werden. Der Auftraggeber wird dem Wirtschafts-
priifer geeignete Auskunftspersonen benennen.

(2) Auf Verlangen des Wirtschaftsprufers hat der Auftraggeber die Vollstén-
digkeit der vorgelegten Unterlagen und der weiteren Informationen sowie der
gegebenen Auskinfte und Erklarungen in einer vom Wirtschaftspriifer formu-
lierten schriftlichen Erklarung zu bestatigen.

4. Sicherung der Unabhangigkeit

(1) Der Auftraggeber hat alles zu unterlassen, was die Unabhangigkeit der
Mitarbeiter des Wirtschaftspriifers geféhrdet. Dies gilt fur die Dauer des
Auftragsverhaltnisses insbesondere fiir Angebote auf Anstellung oder Uber-
nahme von Organfunktionen und fur Angebote, Auftrdge auf eigene Rech-
nung zu Ubernehmen.

(2) Sollte die Durchfuhrung des Auftrags die Unabhangigkeit des Wirtschafts-
prifers, die der mit ihm verbundenen Unternehmen, seiner Netzwerkunter-
nehmen oder solcher mit ihm assoziierten Unternehmen, auf die die Unab-
héngigkeitsvorschriften in gleicher Weise Anwendung finden wie auf den
Wirtschaftsprifer, in anderen Auftragsverhaltnissen beeintrachtigen, ist der
Wirtschaftsprifer zur auf3erordentlichen Kiindigung des Auftrags berechtigt.

5. Berichterstattung und mindliche Auskinfte

Soweit der Wirtschaftsprufer Ergebnisse im Rahmen der Bearbeitung des
Auftrags schriftlich darzustellen hat, ist alleine diese schriftliche Darstellung
maflgebend. Entwirfe schriftlicher Darstellungen sind unverbindlich. Sofern
nicht anders vereinbart, sind mindliche Erklarungen und Auskiinfte des
Wirtschaftsprifers nur dann verbindlich, wenn sie schriftlich bestatigt werden.
Erklarungen und Auskinfte des Wirtschaftsprifers auRerhalb des erteilten
Auftrags sind stets unverbindlich.

6. Weitergabe einer beruflichen AuBerung des Wirtschaftspriifers

(1) Die Weitergabe beruflicher AuBerungen des Wirtschaftspriifers (Arbeits-
ergebnisse oder Ausziige von Arbeitsergebnissen — sei es im Entwurf oder in
der Endfassung) oder die Information Uiber das Tatigwerden des Wirtschafts-
prifers fur den Auftraggeber an einen Dritten bedarf der schriftlichen Zustim-
mung des Wirtschaftsprifers, es sei denn, der Auftraggeber ist zur Weiter-
gabe oder Information aufgrund eines Gesetzes oder einer behdrdlichen
Anordnung verpflichtet.

(2) Die Verwendung beruflicher AuRerungen des Wirtschaftspriifers und die
Information Uber das Téatigwerden des Wirtschaftspriifers fir den Auftragge-
ber zu Werbezwecken durch den Auftraggeber sind unzuléssig.

7. Méangelbeseitigung

(1) Bei etwaigen Mangeln hat der Auftraggeber Anspruch auf Nacherfiillung
durch den Wirtschaftsprifer. Nur bei Fehlschlagen, Unterlassen bzw. unbe-
rechtigter Verweigerung, Unzumutbarkeit oder Unmdglichkeit der Nacherful-
lung kann er die Vergitung mindern oder vom Vertrag zuriicktreten; ist der
Auftrag nicht von einem Verbraucher erteilt worden, so kann der Auftraggeber
wegen eines Mangels nur dann vom Vertrag zuriicktreten, wenn die erbrach-
te Leistung wegen Fehlischlagens, Unterlassung, Unzumutbarkeit oder
Unmdglichkeit der Nacherfillung fur ihn ohne Interesse ist. Soweit dariiber
hinaus Schadensersatzanspriiche bestehen, gilt Nr. 9.

(2) Der Anspruch auf Beseitigung von Méangeln muss vom Auftraggeber
unverziglich in Textform geltend gemacht werden. Anspriiche nach Abs. 1,
die nicht auf einer vorséatzlichen Handlung beruhen, verjghren nach Ablauf
eines Jahres ab dem gesetzlichen Verjahrungsbeginn.

(3) Offenbare Unrichtigkeiten, wie z.B. Schreibfehler, Rechenfehler und
formelle Mangel, die in einer beruflichen AuRerung (Bericht, Gutachten und
dgl.) des Wirtschaftsprifers enthalten sind, kdnnen jederzeit vom Wirt-
schaftsprifer auch Dritten gegeniber berichtigt werden. Unrichtigkeiten, die
geeignet sind, in der beruflichen AuRerung des Wirtschatftspriifers enthaltene
Ergebnisse infrage zu stellen, berechtigen diesen, die AuRerung auch Dritten
gegeniber zuriickzunehmen. In den vorgenannten Fallen ist der Auftragge-
ber vom Wirtschaftsprufer tunlichst vorher zu héren.

8. Schweigepflicht gegenuber Dritten, Datenschutz

(1) Der Wirtschaftsprufer ist nach MaR3gabe der Gesetze (§ 323 Abs. 1 HGB,
8§ 43 WPO, § 203 StGB) verpflichtet, Giber Tatsachen und Umstande, die ihm
bei seiner Berufstétigkeit anvertraut oder bekannt werden, Stillschweigen zu
bewahren, es sei denn, dass der Auftraggeber ihn von dieser Schweigepflicht
entbindet.

(2) Der Wirtschaftsprifer wird bei der Verarbeitung von personenbezogenen
Daten die nationalen und europarechtlichen Regelungen zum Datenschutz
beachten.

9. Haftung

(1) Fur gesetzlich vorgeschriebene Leistungen des Wirtschaftspriifers, insbe-
sondere Prufungen, gelten die jeweils anzuwendenden gesetzlichen Haf-
tungsbeschréankungen, insbesondere die Haftungsbeschrankung des § 323
Abs. 2 HGB.

(2) Sofern weder eine gesetzliche Haftungsbeschréankung Anwendung findet
noch eine einzelvertragliche Haftungsbeschrankung besteht, ist die Haftung
des Wirtschaftsprifers fir Schadensersatzanspriiche jeder Art, mit Ausnah-
me von Schaden aus der Verletzung von Leben, Kérper und Gesundheit,
sowie von Schéaden, die eine Ersatzpflicht des Herstellers nach § 1
ProdHaftG begriinden, bei einem fahrlassig verursachten einzelnen Scha-
densfall gemé&R § 54a Abs. 1 Nr. 2 WPO auf 4 Mio. € beschrénkt.

(3) Einreden und Einwendungen aus dem Vertragsverhéltnis mit dem Auf-
traggeber stehen dem Wirtschaftspriifer auch gegenuber Dritten zu.

(4) Leiten mehrere Anspruchsteller aus dem mit dem Wirtschaftsprifer
bestehenden Vertragsverhéltnis Anspriiche aus einer fahrlassigen Pflichtver-
letzung des Wirtschaftsprifers her, gilt der in Abs. 2 genannte Hochstbetrag
fur die betreffenden Anspriiche aller Anspruchsteller insgesamt.
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(5) Ein einzelner Schadensfall im Sinne von Abs. 2 ist auch bezuglich eines
aus mehreren Pflichtverletzungen stammenden einheitlichen Schadens
gegeben. Der einzelne Schadensfall umfasst samtliche Folgen einer Pflicht-
verletzung ohne Riucksicht darauf, ob Schéaden in einem oder in mehreren
aufeinanderfolgenden Jahren entstanden sind. Dabei gilt mehrfaches auf
gleicher oder gleichartiger Fehlerquelle beruhendes Tun oder Unterlassen als
einheitliche Pflichtverletzung, wenn die betreffenden Angelegenheiten mitei-
nander in rechtlichem oder wirtschaftichem Zusammenhang stehen. In
diesem Fall kann der Wirtschaftsprifer nur bis zur Héhe von 5 Mio. € in
Anspruch genommen werden. Die Begrenzung auf das Funffache der Min-
destversicherungssumme gilt nicht bei gesetzlich vorgeschriebenen Pflicht-
prufungen.

(6) Ein Schadensersatzanspruch erlischt, wenn nicht innerhalb von sechs
Monaten nach der schriftlichen Ablehnung der Ersatzleistung Klage erhoben
wird und der Auftraggeber auf diese Folge hingewiesen wurde. Dies gilt nicht
fur Schadensersatzanspruche, die auf vorsatzliches Verhalten zuruckzufuh-
ren sind, sowie bei einer schuldhaften Verletzung von Leben, Kérper oder
Gesundheit sowie bei Schaden, die eine Ersatzpflicht des Herstellers nach §
1 ProdHaftG begriinden. Das Recht, die Einrede der Verjahrung geltend zu
machen, bleibt unberuhrt.

10. Erganzende Bestimmungen fur Prafungsauftrage

(1) Andert der Auftraggeber nachtraglich den durch den Wirtschaftspriifer
gepruften und mit einem Bestéatigungsvermerk versehenen Abschluss oder
Lagebericht, darf er diesen Bestatigungsvermerk nicht weiterverwenden.

Hat der Wirtschaftspriifer einen Bestatigungsvermerk nicht erteilt, so ist ein
Hinweis auf die durch den Wirtschaftspriifer durchgefihrte Prifung im Lage-
bericht oder an anderer fiir die Offentlichkeit bestimmter Stelle nur mit schrift-
licher Einwilligung des Wirtschaftspriifers und mit dem von ihm genehmigten
Wortlaut zuldssig.

(2) Widerruft der Wirtschaftspriifer den Bestatigungsvermerk, so darf der
Bestétigungsvermerk nicht weiterverwendet werden. Hat der Auftraggeber
den Bestatigungsvermerk bereits verwendet, so hat er auf Verlangen des
Wirtschaftsprifers den Widerruf bekanntzugeben.

(3) Der Auftraggeber hat Anspruch auf finf Berichtsausfertigungen. Weitere
Ausfertigungen werden besonders in Rechnung gestellt.

11. Erganzende Bestimmungen fiur Hilfeleistung in Steuersachen

(1) Der Wirtschaftspriifer ist berechtigt, sowohl bei der Beratung in steuerli-
chen Einzelfragen als auch im Falle der Dauerberatung die vom Auftraggeber
genannten Tatsachen, insbesondere Zahlenangaben, als richtig und vollstan-
dig zugrunde zu legen; dies gilt auch fur Buchfihrungsauftrage. Er hat jedoch
den Auftraggeber auf von ihm festgestellte Unrichtigkeiten hinzuweisen.

(2) Der Steuerberatungsauftrag umfasst nicht die zur Wahrung von Fristen
erforderlichen Handlungen, es sei denn, dass der Wirtschaftsprifer hierzu
ausdrucklich den Auftrag tbernommen hat. In diesem Fall hat der Auftragge-
ber dem Wirtschaftsprifer alle fur die Wahrung von Fristen wesentlichen
Unterlagen, insbesondere Steuerbescheide, so rechtzeitig vorzulegen, dass
dem Wirtschaftspriifer eine angemessene Bearbeitungszeit zur Verfiigung
steht.

(3) Mangels einer anderweitigen schriftichen Vereinbarung umfasst die
laufende Steuerberatung folgende, in die Vertragsdauer fallenden Tatigkei-
ten:

a) Ausarbeitung der Jahressteuererklarungen fiir die Einkommensteuer,
Koérperschaftsteuer und Gewerbesteuer sowie der Vermdogensteuererkla-
rungen, und zwar auf Grund der vom Auftraggeber vorzulegenden Jahres-
abschliisse und sonstiger fur die Besteuerung erforderlicher Aufstellungen
und Nachweise

b) Nachpriifung von Steuerbescheiden zu den unter a) genannten Steuern

c) Verhandlungen mit den Finanzbehdrden im Zusammenhang mit den
unter a) und b) genannten Erklarungen und Bescheiden

d) Mitwirkung bei Betriebspriifungen und Auswertung der Ergebnisse von
Betriebsprifungen hinsichtlich der unter a) genannten Steuern

e) Mitwirkung in Einspruchs- und Beschwerdeverfahren hinsichtlich der
unter a) genannten Steuern.

Der Wirtschaftsprufer berticksichtigt bei den vorgenannten Aufgaben die
wesentliche verdffentlichte Rechtsprechung und Verwaltungsauffassung.

(4) Erhalt der Wirtschaftsprufer fiur die laufende Steuerberatung ein Pau-
schalhonorar, so sind mangels anderweitiger schriftlicher Vereinbarungen die
unter Abs. 3 Buchst. d) und e) genannten Tétigkeiten gesondert zu honorie-
ren.

(5) Sofern der Wirtschaftsprufer auch Steuerberater ist und die Steuerbera-
tervergltungsverordnung fur die Bemessung der Vergitung anzuwenden ist,
kann eine hohere oder niedrigere als die gesetzliche Vergiitung in Textform
vereinbart werden.

(6) Die Bearbeitung besonderer Einzelfragen der Einkommensteuer, Kérper-
schaftsteuer, Gewerbesteuer, Einheitsbewertung und Vermdgensteuer sowie
aller Fragen der Umsatzsteuer, Lohnsteuer, sonstigen Steuern und Abgaben
erfolgt auf Grund eines besonderen Auftrags. Dies gilt auch fir

a) die Bearbeitung einmalig anfallender Steuerangelegenheiten, z.B. auf
dem Gebiet der Erbschaftsteuer, Kapitalverkehrsteuer, Grunderwerbsteuer,

b) die Mitwirkung und Vertretung in Verfahren vor den Gerichten der Fi-
nanz- und der Verwaltungsgerichtsbarkeit sowie in Steuerstrafsachen,

c) die beratende und gutachtliche Tatigkeit im Zusammenhang mit Um-
wandlungen, Kapitalerh6hung und -herabsetzung, Sanierung, Eintritt und
Ausscheiden eines Gesellschafters, Betriebsverauf3erung, Liquidation und
dergleichen und

d) die Unterstitzung bei der Erfiillung von Anzeige- und Dokumentations-
pflichten.

(7) Soweit auch die Ausarbeitung der Umsatzsteuerjahreserklarung als
zusétzliche Tétigkeit (ibernommen wird, gehért dazu nicht die Uberpriifung
etwaiger besonderer buchmégiger Voraussetzungen sowie die Frage, ob alle
in Betracht kommenden umsatzsteuerrechtlichen Verglnstigungen wahrge-
nommen worden sind. Eine Gewabhr fur die vollstandige Erfassung der Unter-
lagen zur Geltendmachung des Vorsteuerabzugs wird nicht ibernommen.

12. Elektronische Kommunikation

Die Kommunikation zwischen dem Wirtschaftsprifer und dem Auftraggeber
kann auch per E-Mail erfolgen. Soweit der Auftraggeber eine Kommunikation
per E-Mail nicht wiinscht oder besondere Sicherheitsanforderungen stellt, wie
etwa die Verschlisselung von E-Mails, wird der Auftraggeber den Wirt-
schaftsprifer entsprechend in Textform informieren.

13. Vergutung

(1) Der Wirtschaftsprifer hat neben seiner Gebuhren- oder Honorarforderung
Anspruch auf Erstattung seiner Auslagen; die Umsatzsteuer wird zusatzlich
berechnet. Er kann angemessene Vorschisse auf Vergutung und Auslagen-
ersatz verlangen und die Auslieferung seiner Leistung von der vollen Befrie-
digung seiner Anspriiche abhangig machen. Mehrere Auftraggeber haften als
Gesamtschuldner.

(2) Ist der Auftraggeber kein Verbraucher, so ist eine Aufrechnung gegen
Forderungen des Wirtschaftsprifers auf Vergitung und Auslagenersatz nur
mit unbestrittenen oder rechtskréftig festgestellten Forderungen zulassig.

14. Streitschlichtungen

Der Wirtschaftsprifer ist nicht bereit, an Streitbeilegungsverfahren vor einer
Verbraucherschlichtungsstelle im Sinne des § 2 des Verbraucherstreitbeile-
gungsgesetzes teilzunehmen.

15. Anzuwendendes Recht

Fir den Auftrag, seine Durchfihrung und die sich hieraus ergebenden An-
spruche gilt nur deutsches Recht.

Lizenziert fur/Licensed to: PricewaterhouseCoopers GmbH Wirtschaftsprifungsgesellschaft inkl. Tochtergesellschaften | 4319723



	Ausbildungsbescheinigung_2017_EB Stuttgart
	A. Prüfungsauftrag
	B. Gegenstand, Art und Umfang der Prüfung
	C. Erteilung des Vermerks des Abschlussprüfers

	Unterschriebene Anlage Ausbildungsbescheinigung
	AAB 2017



